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3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung der KlÃ¤gerin wird das Urteil des Sozialgerichts Potsdam vom 28.
August 2018 geÃ¤ndert. Der Bescheid des Beklagten vom 28. Juli 2015 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 30. August 2016 wird insoweit
aufgehoben, als damit ein Gesamt-GdB von weniger als 50 fest-gestellt wurde. Der
Beklagte hat der KlÃ¤gerin deren notwendige auÃ�ergerichtli-che Kosten des
gesamten gerichtlichen Verfahrens zur HÃ¤lfte zu erstatten. Die Revision wird nicht
zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Herabsetzung der HÃ¶he des Grades der
Behinderung (GdB).

Mit Bescheid vom 23. November 2009 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 6. Mai 2010 stellte der Beklagte bei der 1962 geborenen KlÃ¤gerin, bei der im
Juli 2009 eine Quadrantenresektion der Brust vorgenommen worden war, einen GdB
von 70 fest, wobei er folgende Behinderungen zu Grunde legte.

1. Teilverlust der linken Brust, BrustdrÃ¼senerkrankung links in HeilungsbewÃ¤h-
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rung (Einzel-GdB von 60), 2. operierter Bandscheibenvorfall, ausstrahlende
Beschwerden und Funktions-stÃ¶rung der WirbelsÃ¤ule (Einzel-GdB von 30), 3.
HirnschÃ¤digung (Einzel-GdB von 10), 4. LymphÃ¶dem des linken Armes (Einzel-
GdB von 10), 5. FunktionsstÃ¶rung beider Kniegelenke (Einzel-GdB von 10).

Im Juli 2014 leitete der Beklagte das NachprÃ¼fungsverfahren ein. Im Hinblick
darauf, dass kein Anhalt fÃ¼r ein Rezidiv bestand, setzte er nach AnhÃ¶rung der
KlÃ¤gerin mit Bescheid vom 28. Juli 2015, der am 30. Juli 2015 abgesandt wurde,
bei der KlÃ¤gerin den GdB auf 30 ab Bekanntgabe herab. Den hiergegen erhobenen
Widerspruch wies er mit Widerspruchsbescheid vom 30. August 2016 zurÃ¼ck. Er
ging zuletzt von fol-genden Behinderungen aus:

1. Teilverlust der linken Brust (Einzel-GdB von 10), 2. FunktionsstÃ¶rung der
WirbelsÃ¤ule (operierter Bandscheibenvorfall, ausstrah-lende Beschwerden) (Einzel-
GdB von 30), 3. HirnschÃ¤digung (Einzel-GdB von 10), 4. LymphÃ¶dem des linken
Armes (Einzel-GdB von 10), 5. FunktionsstÃ¶rung beider Kniegelenke (Einzel-GdB
von 10), 6. OhrgerÃ¤usche (Einzel-GdB von 10), 7. StimmstÃ¶rung (Einzel-GdB von
10).

Mit der Klage bei dem Sozialgericht Potsdam hat die KlÃ¤gerin begehrt, die
Herabset-zungsentscheidung des Beklagten aufzuheben. Nach Einholung von
Befundberichten hat das Sozialgericht mit Urteil vom 28. August 2018 die Klage mit
der BegrÃ¼ndung abgewiesen, ein hÃ¶herer Gesamt-GdB als 30 lasse sich nicht
feststellen. Gegen diese Entscheidung richtet sich die Berufung der KlÃ¤gerin, mit
der sie ihr Begehren zunÃ¤chst weiterverfolgt, in der mÃ¼ndlichen Verhandlung
vom 23. Januar 2020 indes beschrÃ¤nkt hat.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Potsdam vom 28. August 2018 zu Ã¤ndern und den
Bescheid des Beklagten vom 28. Juli 2015 in der Gestalt des Wider-
spruchsbescheides vom 30. August 2016 aufzuheben, soweit der GdB auf ei-nen
Wert von weniger als 50 abgesenkt worden ist.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung des Sozialgerichts fÃ¼r zutreffend.

Wegen der weiteren AusfÃ¼hrungen der Beteiligten wird auf deren SchriftsÃ¤tze
Bezug genommen. Ferner wird auf den Ã¼brigen Inhalt der Gerichtsakte und des
Verwaltungsvorgangs des Beklagten verwiesen, die vorgelegen haben und
Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung der KlÃ¤gerin ist, soweit sie ihr Begehren noch
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weiterverfolgt, begrÃ¼ndet.

Das Sozialgericht hat die Anfechtungsklage, soweit sie sich gegen die im Bescheid
vom 28. Juli 2015 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 30. August 2016
verfÃ¼gte Herabsetzung des GdB von 70 auf unter 50 richtet, zu Unrecht
abgewiesen. Denn die Absenkung ist in diesem Umfang rechtswidrig und verletzt
die KlÃ¤ger in ihren Rechten.

Rechtsgrundlage fÃ¼r einen Absenkungsbescheid ist Â§ 48 Abs. 1 Satz 1
Sozialgesetz-buch, Zehntes Buch (SGB X). Danach ist der Verwaltungsakt mit
Wirkung fÃ¼r die Zukunft aufzuheben, soweit in den tatsÃ¤chlichen oder
rechtlichen VerhÃ¤ltnissen, die bei dem Erlass eines Verwaltungsakts mit
Dauerwirkung vorgelegen haben, eine we-sentliche Ã�nderung eintritt. Im hier zu
entscheidenden Fall handelt es sich bei dem Verwaltungsakt mit Dauerwirkung um
den Bescheid vom 23. November 2009 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 6. Mai 2010.

In den tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnissen, die beim Erlass dieses Verwaltungsakts
vorgele-gen haben, trat im maÃ�geblichen Zeitpunkt der Entscheidung des
Beklagten eine wesentliche Ã�nderung nur insoweit ein, als die Herabsetzung auf
einen Gesamt-GdB von 50 gerechtfertigt war.

Nach den Â§Â§ 2 Abs. 1, 69 Abs. 1 Sozialgesetzbuch, Neuntes Buch in der hier
maÃ�-geblichen Fassung (SGB IX) sind die Auswirkungen auf die Teilhabe am Leben
in der Gesellschaft nach Zehnergraden abgestuft zu bewerten. Hierbei sind die in
der Anlage zur Versorgungsmedizin-Verordnung (VersMedV) vom 10. Dezember
2008 (BGBl. I S. 2412) festgelegten "Versorgungsmedizinischen GrundsÃ¤tze"
(VMG) her-anzuziehen.

Die FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen der WirbelsÃ¤ule waren nach B 18.9 VMG
unverÃ¤n-dert mit einem Einzel-GdB von 30 zu bewerten.

Im Funktionssystem der weiblichen Geschlechtsorgane war im Zeitpunkt der Herab-
setzungsentscheidung bei der KlÃ¤gerin ein Einzel-GdB von 10, dem Mittelwert des
fÃ¼r eine Quadrantenresektion der Brust in B 14.1 VMG vorgesehenen GdB-
Rahmens von 0 bis 20, in Ansatz zu bringen.

FunktionseinschrÃ¤nkungen im SchultergÃ¼rtel, des Armes oder der WirbelsÃ¤ule
als Operations- oder Bestrahlungsfolgen (z. B. LymphÃ¶dem, Muskeldefekte,
NervenlÃ¤sionen, Fehlhaltung) sind nach B 14.1 VMG zusÃ¤tzlich zu
berÃ¼cksichtigen. Hiernach erscheint es nach Ã�berzeugung des Senats nicht
ausgeschlossen, dass das bei der KlÃ¤gerin im maÃ�geblichen Zeitpunkt
bestehende ausgeprÃ¤gte LymphÃ¶dem des Brustkorbes und des linken Armes
nach den sich aus B 9.2.3 Abs. 2 VMG erge-benden GrundsÃ¤tzen fÃ¼r sich einen
Einzel-GdB von 40 bedingte. Denn â�� unabhÃ¤ngig von der nicht dokumentierten
Umfangvermehrung â�� zeitigte es nach dem Befundbe-richt der FachÃ¤rztin fÃ¼r
Frauenheilkunde und Geburtshilfe St vom 24. Oktober 2017 eine deutliche
BewegungseinschrÃ¤nkung. Dieser Befund ist nachvollziehbar, da be-reits die
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FachÃ¤rztin fÃ¼r Allgemeinmedizin W unter dem 17. Dezember 2015 von einer
BewegungseinschrÃ¤nkung des linken Armes berichtete. Eine erhebliche
BeeintrÃ¤chtigung der GebrauchsfÃ¤higkeit im Sinne des B 9.2.3 Abs. 3 VMG lag
hingegen nicht vor. Verbleibende Zweifel gehen zu Lasten des Beklagten, der
insoweit die materielle Beweislast fÃ¼r die eine Herabsetzung des GdB
rechtfertigenden Voraussetzungen trÃ¤gt.

Der Gesamt-GdB betrug im Zeitpunkt der Herabsetzung 50. Liegen â�� wie hier â��
mehrere BeeintrÃ¤chtigungen am Leben in der Gesellschaft vor, ist der GdB
gemÃ¤Ã� Â§ 69 Abs. 3 SGB IX nach den Auswirkungen der BeeintrÃ¤chtigungen in
ihrer Gesamtheit unter BerÃ¼cksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen
festzustellen. Nach Teil A Nr. 3c der Anlage zu Â§ 2 VersMedV ist bei der Beurteilung
des Gesamt-GdB von der FunktionsstÃ¶rung auszugehen, die den hÃ¶chsten Einzel-
GdB bedingt, und dann im Hinblick auf alle weiteren FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen
zu prÃ¼fen, ob und inwieweit hierdurch das AusmaÃ� der Behinderung grÃ¶Ã�er
wird.

Der im maÃ�geblichen Zeitpunkt bestehende Einzel-GdB von 40 fÃ¼r das
LymphÃ¶dem ist im Hinblick auf die WirbelsÃ¤ulenschÃ¤den, die mit einem Einzel-
GdB von 30 zu bewerten sind, um einen Zehnergrad auf 50 zu erhÃ¶hen, da sich
diese Behinderungen gegenseitig verstÃ¤rken (A 3d bb VMG). Die weiteren
Behinderungen der KlÃ¤gerin wirkten sich hingegen im maÃ�geblichen Zeitpunkt
nicht GdB-steigernd aus.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und folgt dem Ausgang des
Rechtsstreits.

Die Voraussetzungen fÃ¼r die Zulassung der Revision (Â§ 160 Abs. 2 SGG) sind
nicht erfÃ¼llt.

Erstellt am: 18.02.2020

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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